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Von Bernd Kaufholz

Magdeburg. Das Landgericht 
Magdeburg muss ab morgen 
die Straftat eines heute 44 Jah-
re alten Mannes neu bewerten. 

Mario B. war von der 1. 
Großen Strafkammer am 26. 
November 2007 wegen Verge-
waltigung im schweren Fall 
und versuchter Vergewaltigung 
an seinen Stieftöchtern zu ei-
ner Gesamthaftstrafe von sechs 
Jahren und acht Monaten ver-
urteilt worden. Außerdem hat-
te das Gericht Sicherungsver-
wahrung angeordnet. Das 
heißt, dass B. auch nach Ver-
büßung seiner Haftstrafe hin-
ter Gittern bleiben muss, bis er 
nicht mehr als gefährlich gilt.

Das Landgericht hatte es für 
bewiesen erachtet, dass B. 1989 

seine damals zehn Jahre alte 
Stieftochter vergewaltigt hat. 
Weiterhin war die Kammer da-
von überzeugt, dass er zwi-
schen September 1991 und Mai 
1992 erneut versucht hat, die 
inzwischen 12- oder 13-Jährige 
zu vergewaltigen.

Einbezogen in den Schuld-
spruch wurde ein Urteil des 
Landgerichts Schwerin vom 
21. September 2005. B. hatte 
1989, 1990, 1995 und 1999 ein 
Kind in zwei Fällen bezie-
hungsweise seine Stieftochter 
(Schutzbefohlene) in drei Fäl-
len sexuell missbraucht.

Der Bundesgerichtshof 
(BGH) hatte am 10. Oktober 
2008 das Magdeburger Urteil 
teilweise aufgehoben.

Zum einen sahen die Karlsru-
her Richter eine fehlerhafte 

rechtliche Bewertung in Bezug 
auf die „versuchte Vergewalti-
gung“. Das Landgericht hatte 
geurteilt, dass B. die Vergewalti-
gung nur abgebrochen habe, weil 
er einen vorzeitigen Samener-
guss hatte. Der Angeklagte habe 
also nicht freiwillig „Abstand 
von der Tat“ genommen. 

Das sei juristisch nicht aus-
schlaggebend, so der BGH. 
Eine „versuchte Vergewalti-
gung“ liege somit nicht vor. Al-
lerdings eine „vollendete sexu-
elle Nötigung“, weil B. sein 
Opfer mit Gewalt genötigt 
habe, „außereheliche, sexuelle 
Handlungen“ an ihm vorzu-
nehmen. Die für diese Straftat 
ausgesprochene Einzelstrafe 
von 23 Monaten werde durch 
diese Betrachtungsweise je-
doch nicht berührt.

Zum anderen sah der 4. 
BGH-Strafsenat einen Rechts-
fehler bei der Beurteilung der 
„Vergewaltigung im schweren 
Fall“ aus dem Jahr 1989. Da-
mals galt noch DDR-Recht. 
Und somit war zu verfahren: 
Im Falle einer Verurteilung 
nach der Wiedervereinigung 
muss das „mildere Recht“ her-
angezogen werden. Das hatten 
die Magdeburger Richter zwar 
berücksichtigt. Bei der Bildung 
der Gesamtstrafe allerdings 
nicht. Somit musste das Ge-
samturteil im Bezug auf diese 
Straftat aufgehoben werden.

Als Drittes steht ab morgen 
die Sicherungsverwahrung auf 
dem juristischen Prüfstand. 
Das „zulässige Verteidigungs-
verhalten“ (Schweigen beim 
Prozess) eines Angeklagten vor 

Gericht darf bei einer Gefähr-
lichkeitsprognose nicht negativ 
zu Buche schlagen.

Außerdem bemängelte der 
BGH, dass ein und derselbe 
psychiatrische Sachverständi-
ge in seinem ersten Gutachten 
von einer „eher geringen Rück-
fallgefahr“ gesprochen hatte. 
In seinem zweiten jedoch von 
„hoher Rückfallgefahr“. Das 
Landgericht Magdeburg hätte 
sich mit diesem Widerspruch 
„eingehender auseinanderset-
zen müssen“, so Karlsruhe.

Die 2. Große Strafkammer 
verhandelt ab morgen in 
Magdeburg den Fall. Weil be-
züglich Täterschaft und Tatab-
lauf keine Zweifel bestehen, le-
diglich die rechtliche Bewertung 
neu beleuchtet werden muss, 
werden keine Zeugen gehört.

Bundesgerichtshof sah Rechtsfehler beim ersten Prozess gegen 44-Jährigen / Angeklagter vergewaltigte seine Stieftöchter

Kinderschänder steht erneut vor Magdeburger Gericht

In Magdeburg haben sich 
gestern rund 200 Schüler und 
50 Lehrer aus landesweit 45 
Schulen zu einem Antirassis-
mus-Workshop getroffen. Die 
meisten Schulen sind engagiert 
im Netzwerk „Schule ohne 
Rassismus/Schule mit Coura-
ge“. 39 Schulen arbeiten in 
Sachsen-Anhalt bei diesem 
Projekt mit. Jüngstes Mitglied 
ist seit gestern das Magdebur-
ger Norbertusgymnasium.

Von Oliver Schlicht

Magdeburg. Dicht gedrängt 
tauschten sich gestern im Hof 
und Seminarräumen des Magde-
burger Kulturzentrum Moritz-
hof Schüler und Lehrer  aus 
ganz Sachsen-Anhalt über ihre 
Projekte aus. Allen gemein ist: 
Gegen Ausländerfeindlichkeit, 
Gewalt und Mobbing an ihren 
Schulen Zeichen zu setzen. Eini-
ge Beispiele: In Dessau-Rosslau 
führten eigens geschulte Schüler 
der Sekundarschule „Am Zo-
berberg“ Altersgenossen durch 
die Ausstellung „Justiz im Nati-
onalsozialismus“. Kinder der 
Förderschule Güterglück (An-
halt-Bitterfeld) verlegten soge-
nannte Stolpersteine – Mahn-
steine in Wegen, die an 
Schicksale der Nazizeit erin-
nern. Schüler der Leibnitz-Se-
kundarschule in Magdeburg 
thematisierten in einer Fotoaus-
stellung den Umgang mit Ge-
walt und Mobbing.

Beim Workshop, zu dem ges-
tern Schulvertreter aus ganz 
Sachsen-Anhalt angereist wa-
ren, ging es um Fragen wie: Wie 
legt man Antigewalt-Spielre-
geln in der Schulordnung fest? 
Woher bekommt man Geld für 
Projekte? „Die Vielfalt, mit der 
die jungen Leute das Thema an-
gehen, hat uns sehr beein-
druckt“, sagte Cornelia Habisch, 
Landeskoordinatorin des Anti-
rassismus-Projektes bei der 
Landeszentrale für politische 
Bildung. Seit 1995 gibt es das 
Schulnetzwerk in Deutschland, 
2003 wurde die erste Schule aus 
Sachsen-Anhalt Mitglied.

„Inzwischen sind es 39 Schu-
len in Sachsen-Anhalt“, so Ha-
bisch. Interessierte Schulen be-

kommen keineswegs „mal 
schnell ein Schild an das Tor ge-
nagelt“, wie die Landeskoordi-
natorin  betont. Zunächst müs-
sen sich mindestens 70 Prozent 
der Schüler und Lehrer in einer 
Unterschriftensammlung ver-
p! ichten, an Aktionen gegen 
Gewalt und Diskriminierung 
aktiv mitzwirken zu wollen. Ha-
bisch: „Und ein Projekt jährlich 
muss auch organisiert werden.“ 
Die Themen sind weit gefächert. 
„Zunehmend beschäftigen sich 
Schüler auch mit Mobbing an 
Schulen“, so Habisch.

Bereits am Vormittag war das 
Norbertusgymnasium als 39. 
Schule Sachsen-Anhalts in das 
Netzwerk aufgenommen wor-
den. Bernd Lüdkemeier, Direk-
tor der Landeszentrale für poli-

tische Bildung, übergab neben 
der Urkunde auch ein Schild, 
das die Schule zukünftig als Ort 
der Toleranz kennzeichnet. Die 
Schule in Trägerschaft der 
Edith-Stein-Stiftung des katho-
lischen Bistums hatte sich auf 
Initiative der ehemaligen Schü-
ler Christoph Helm und Christi-
an Held um eine Mitgliedschaft 
bemüht. Beide haben inzwischen 
ihr Abitur abgelegt, heute be-
treut Schülerin Vera Neugebau-
er aus der 10. Klasse das Projekt 
mit Gleichgesinnten. „Wir wer-
den regelmäßig zu einen Antige-
walt-Arbeitskreis zusammen-
kommen. Da wird dann beraten, 
was wir unternehmen“, erzählt 
sie. Angedacht seien zunächst 
sportliche Aktionen. Aber es 
werde auch Kontaktpersonen 

geben, die Mitschülern helfen, 
falls es zu Gewaltübergriffen – 
körperlicher, aber auch verbaler 
Art – kommen sollte.

Die Verleihung des Titels 
„Schule gegen Rassismus“ war 
dem Norbertusgymnasium eine 
wichtige Angelegenheit. In einer 
Feierstunde auf dem Schulhof, 
an der die meisten Schüler teil-
nahmen, spielte auch die Bläser-
gruppe und die Theater AG. Zu 
den Gästen gehörte Raimund 
Sternal, der Generalvikar des ka-
tholischen Bischofs, Magdeburgs 
Schulbeigeordneter Rüdiger 
Koch und sogar ein Fußball-Pro-
minenter: Mario Kallnik war 
beim FCM bis 2008 Abwehrspie-
ler. Nun hilft er als Pate dem 
Norbertusgymnasium bei der 
Gewaltabwehr.

200 Schüler und 50 Lehrer beim Landesworkshop gegen Rassismus / Magdeburger Norbertusgymnasium neu im Netzwerk

Anti-Gewalt-Schulen tauschen sich aus
über Ideen gegen Diskriminierung

Das Magdeburger Norbertusgymnasium ist seit gestern Sachsen-
Anhalts jüngstes Mitglied beim Netzwerk-Projekt „Schule ohne Ras-
sismus/Schule mit Courage“. Bernd Lüdkemeier (M.), Direktor der 

Landeszentrale für politische Bildung, übergab die Plakette an Chris-
toph Helm, Christian Held, Vera Neugebauer und Schulleiter Heinrich 
Wiemeyer (v.l.). Foto: Oliver Schlicht
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Dambeck (ht). Im Salzwe-
deler Ortsteil Dambeck weh-
ren sich die Einwohner gegen 
eine geplante Hähnchen-
mastanlage mit 80 000 Tie-
ren. Die Dambecker hatten 
erst vor wenigen Tagen von 
den Plänen des Ortsbürger-
meisters und Landwirtes 
Gerhard Schulz und der nie-
dersächsischen Unterneh-
mensgruppe Ostendorf er-
fahren. Am Wochenende sind 
erste Unterschriften gegen 
das Vorhaben gesammelt 
worden. Jetzt wird die Grün-
dung einer Bürgerinitiative 
vorbereitet. 

ALTMARKKREIS SALZWEDEL

Bürger wehren sich
gegen Hähnchenmast

Zeitz (ddp). Bei einem Ein-
bruch in ein leerstehendes 
Wohnhaus in Zeitz haben die 
Täter einen Schaden von 
mehreren tausend Euro ver-
ursacht. Sie hätten im Keller 
alle elektrischen Leitungen, 
die Anschlüsse zur Heizungs-
anlage und zwei Umwälz-
pumpen demontiert, teilte 
die Polizei gestern mit. Au-
ßerdem wurden ein Hoch-
druckreiniger gestohlen so-
wie aus einem Badezimmer 
eine Duschkabine und die 
Armaturen entwendet.

BURGENLANDKREIS

Diebe montieren
sogar Duschkabine ab

Calbe/Magdeburg (cv). Das 
Klinikum Magdeburg will 
das bisherige Stadtkranken-
haus in Calbe im Salzland-
kreis kaufen. Dies wurde ges-
tern bekannt. Ebenfalls 
kau" nteressiert ist der Lan-
desverband der Arbeiter-
wohlfahrt (AWO). Mit einem 
eigenen Konzept bewirbt sich 
außerdem die jetzige Kran-
kenhausleitung. In jedem Fall 
soll das Krankenhaus in Cal-
be Geriatrisches Zentrum 
bleiben. Eine Bürgerinitiati-
ve und die Gewerkschaft Ver-
di lehnen eine Privatisierung 
grundsätzlich ab. 

SALZLANDKREIS

Krankenhaus Calbe 
wird umworben 

Magdeburg (ddp). Rund 90 
führende Wissenschaftler aus 
29 Ländern beraten in Magde-
burg auf einer Tagung über 
die Ausbreitung von Wüsten 
und die Verschmutzung von 
Gewässern. Vom 7. bis 9. Sep-

MAGDEBURG

Umweltkonferenz zu 
Wüstenausbreitung

Bitterfeld-Wolfen (dpa). 
Unbekannte haben aus einer 
Voliere auf einem Wohn-
grundstück in Bitterfeld-
Wolfen wertvolle exotische 
Vögel gestohlen. Nach Anga-
ben der Polizei entwendeten 
die Täter zwischen Sonntag-
abend und Montagfrüh meh-
rere sehr seltene Vogelpär-
chen. Dazu gehören Tiere der 
Arten Roter und Grüner Kar-
dinal. Laut Eigentümer ent-
stand ein Schaden von rund 
1000 Euro. Der Rote Kardinal 
beispielsweise hat seinen na-
türlichen Lebensraum in Me-
xiko und in den USA.

KREIS ANHALT-BITTERFELD

Wertvolle Vögel aus 
Voliere gestohlen

SALZLANDKREIS

Tigerchen heißt „Askania I.“

Eine P! egerin hält das weiße Tigerjunge im Arm, links die sieben-
jährige Taufpatin Lara Schubert aus Aschersleben. Der bengalische 
Tiger war Anfang April im Zoo geboren worden und wurde jetzt 
auf den Namen „Kimmy Askania I.“ getauft. Tigermutter „Kiara“ 
brachte vor zwei Wochen überraschend weiteren Nachwuchs auf 
die Welt. „Kiara“ und Tiger „Karim“ sind das einzige weiße Tiger-
paar in Ostdeutschland. In dem Zoo in Aschersleben leben auch 
sibirische Tiger.  Foto: dpa

Von Philipp Hoffmann

Magdeburg. Mit einer Art 
Schwarzem Brett im Internet 
wollen mehr als 180 deutsche 
Hochschulen auf freie Studien-
plätze aufmerksam machen. An 
der ab heute freigeschalteten 
Studienplatzbörse von Hoch-
schulrektorenkonferenz (HRK) 
und Zentralstelle für die Ver-
gabe von Studienplätzen (ZVS) 
beteiligen sich auch die meis-
ten staatlichen Hochschulen in 
Sachsen-Anhalt.

Die Internetbörse ist als 
Übergangslösung für ein gene-
relles Problem der Hochschu-
len gedacht: Vielfach bleiben 
Studienplätze frei, weil sich 
Bewerber trotz einer Zusage 
für eine andere Hochschule ent-
scheiden. Für diese Plätze lau-
fen dann Nachrückverfahren 

an, das heißt, es werden Zweit-, 
Dritt- und folgende Bewerber 
angeschrieben. Sind die Stu-
dienplätze dann immer noch 
nicht besetzt, kommt die Inter-
netbörse zum Zug. Hochschulen 
können dort die freien Plätze 
melden, Interessenten sie einse-
hen (www.hochschulkompass.
de oder www.freie-studien-
plaetze.de). Die Plätze werden 
dann in der Regel verlost.

Im Internet gibt es seit Mitte 
Juli bereits eine Studienplatz-
börse eines privaten Anbieters 
(www.studieren.de). Sie wird 
von bundesweit rund 170 Hoch-
schulen genutzt. Die Universi-
täten Magdeburg und Halle bei-
spielsweise werben zurzeit für 
Volkswirtschaftslehre. Eigent-
lich ist die Bewerbungsfrist für 
diese zulassungsbeschränkten 
Studiengänge bereits abgelau-

fen, es gibt aber noch freie Plät-
ze. Ein anderes Beispiel bietet 
die Hochschule Magdeburg-
Stendal, die die Bewerbungs-
frist für den Studiengang Fach-
kommunikation verlängert hat.

Hochschulsprecher Norbert 
Doktor lobt die Börse als „sehr 
nutzerfreundlich“. Es sei auch 
schon Resonanz zu verzeich-
nen. Gleiches berichtet Ulrich 
Schmidt, Studienberater an der 
Universität Magdeburg: „Wir 
haben bereits mehr als 100 zu-
sätzliche Anfragen bekommen.“

Einen solchen Effekt verspre-
chen sich auch HRK und ZVS 
von ihrer Börse. Diese ist aller-
dings nur eine Übergangslösung: 
Bis 2011 wird ein Servicesystem 
erarbeitet, durch das Hochschu-
len es sofort erfahren, wenn sich 
ein Bewerber anderswo für einen 
Studienplatz entschieden hat.

Hochschulen starten heute neue bundesweite Plattform

Freie Studienplätze im Internet

Von Michael Bock

Magdeburg. Die CDU/SPD-
Landesregierung wird heute – 
eine Woche später als zunächst 
geplant – den Doppelhaushalt 
für die Jahre 2010 und 2011 be-
schließen. Ministerpräsident 
Wolfgang Böhmer (CDU) und Fi-
nanzminister Jens Bullerjahn 
(SPD) wollen bei einer Presse-
konferenz um 14 Uhr die Ergeb-
nisse vorstellen.

Nachdem die Ministerien in 
den zurückliegenden Tagen  noch 
einmal Einsparvorschläge in 
Höhe von insgesamt etwa 70 Mil-
lionen Euro erbracht hatten, liegt 
die für das nächste Jahr geplante 
Neuverschuldung nach Volks-
stimme-Informationen nunmehr 
bei rund 660 Millionen Euro. Zu 
der Reduzierung beigetragen hat 
auch das bis zuletzt als recht 
hartleibig geltende Agrar- und  
Umweltministerium. Ein Spre-
cher sagte gestern, das Ressort 
habe 2010 und 2011 Einspa-
rungen von insgesamt rund 120 
Millionen Euro gebracht. 

Dennoch: Das von Minister-
präsident Böhmer ausgegebene 
Ziel, die Nettokreditaufnahme 
im nächsten Jahr auf 500 Millio-
nen Euro zu begrenzen, wurde 
nicht erreicht. In der CDU-
Fraktion, die zurzeit auf einer 
Klausurtagung in Magdeburg 
den Doppelhaushalt berät (die 
Ergebnisse werden am Mittwoch 
vorgestellt), war zuletzt vor „un-
gebremstem Schuldenmachen“ 
gewarnt worden. Die oppositio-
nelle FDP forderte die Regie-
rung auf, ganz ohne neue Schul-
den auszukommen. Die Linke 
hingegen lehnte ein zu rigides 
Sparen ab. 

Länder wie Sachsen, Meck-
lenburg-Vorpommern oder Bay-
ern wollen 2010 gar keine Kre-
dite aufnehmen.

Wie die Volksstimme weiter 
erfuhr, will sich Sachsen-Anhalt 
im Jahr 2011 noch einmal rund 
530 Millionen Euro bei den Ban-
ken borgen. Unterm Strich ist 
im Doppelhaushalt also eine 
Neuverschuldung von insgesamt 
knapp 1,2 Milliarden Euro vor-
gesehen. Sachsen-Anhalt hat 
schon jetzt einen Schuldenberg 
von knapp 20 Milliarden Euro 
angehäuft. 

Die Regierung hat indes im 
jetzt vorliegenden Entwurf für 
den Doppelhaushalt die Be-
reiche Wirtschaft, Bildung und 
Familie zu den Schwerpunkten 
zukünftiger Regierungspolitik 
erklärt. Allerdings bedeutet dies 
nicht, dass diese Felder damit 
automatisch vom Rotstift ver-
schont bleiben. Im Finanzminis-
terium hieß es gestern dazu: 
„Schwerpunkt kann auch hei-
ßen, dass dort weniger gekürzt 
wird als woanders.“ 

Zuletzt hatte die Ministerrun-
de – auch auf Druck der SPD-
Landtagsfraktion – viele der 
ursprünglichen Kürzungsvor-
schläge Bullerjahns, zum Bei-
spiel bei den Universitäten oder 
im Sozial- und Familienbereich, 
wieder „einkassiert“. Fest steht 
auch, dass Leistungsgesetze 
wie Kinderförderungs- oder 
Blindengesetz in den nächsten 
beiden Jahren nicht angetastet 
werden sollen.

Angesichts der schwierigen 
Finanz- und Wirtschaftslage 
verzichtet die Ministerrunde – 
zunächst bis 2011 – sogar auf 
Drittmittel der Europäischen 
Union und des Bundes. Aller-
dings: Sollte die Steuerschät-
zung im November besser als 
derzeit prognostiziert ausfallen, 
sollen die dann zusätzlich zu 
erwartenden Gelder zur Bin-
dung von Drittmitteln einge-
setzt werden.

Kabinett beschließt heute Doppelhaushalt

Neuverschuldung bei
660 Millionen Euro

tember veranstaltet die Inter-
nationale Kommission zur 
Erforschung von Bodende-
gradierung und Wüstenbil-
dung (COMLAND) auf dem 
Campus der Hochschule 
Magdeburg-Stendal (FH) ihre 
14. Jahreskonferenz. Den An-
gaben zufolge verschärfen 
sich weltweit Umweltprob-
leme durch die Schädigung 
der natürlichen Funktionen 
von Böden und Gewässern.

Seit 1995 gibt es das 
Projekt „Schule ohne Ras-
sismus“ in Deutschland, 
seit 2003 nehmen Schulen 
aus Sachsen-Anhalt teil. 
587 Schulen bundesweit, 
39 aus Sachsen-Anhalt 
machen aktuell mit.
Bedingung einer Auf-
nahme ist, dass sich 70 
Prozent der Schüler und 
Lehrer in einer Umfrage 
gegen Rassismus und 
Gewalt aussprechen. Jähr-
lich muss mindestens ein 
Projekt organisiert werden.
Internet: www.schule-
ohne-rassismus.org
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